
Badische Landesbibliothek Karlsruhe

Digitale Sammlung der Badischen Landesbibliothek Karlsruhe

Karlsruher Zeitung. 1784-1933
1921

18.11.1921 (No. 270)



Ai 270 Freitag , de» IS. November 1921 104. Jahrgang

Expchition:
jkarlsriedrich-
StraßtRr -14

Fernsprech» r
Nr . S53
und 964

PepkcheckkvM»
Karlsruhe
Nr . 3blS .

KarlsruherZeituna
Badischer Staatsanzeiger

BerantNe^ tlich:
Hauptschrist

leitrr
L . Amend

Druck
und Verlag:
G . Brauasche

Hofbuch¬
druckerei,beide
in Karls ruhe-

VezugsvreiS : I » Karlsruhe und aaswSrt « frei in« Hau» « liefert vierteljährlich »t « »0 4». — Sinzeln»« » « 40 4 » — « » zeigen,ebühr : SV 4» für 1 nn» HSH « m» ei» Siebentel » reit«, « riefe ,,n»
Selber frei. Bei Wlederhelmige« tariffefter Rabatt , der als Kasirnrabatt M und verweigere « erden kau», wen» nicht sinnen vier Wachen nach Empfang der Rechnung Zahlung ersetzt. Bei Slageerhebun»
zwangsweiser Beitreibung und Kvnlursverfahrra fallt der Rabatt feit . Erfüllung »« » Karlsruhe. — Im Falle »en bäderer Gewalt , Streif Sperre , « ussperrung , Maschinenbruch , Betriev- stäcuug i» eigene« Betrieb« ad«,
in denen unserer Lieferanten hat der Inserent keine Ansprüche , fall» di« Zeitung verspätet, in beschränktem Umfange «der nicht erscheint . — Mir telephonische Abbestellung von Anzeigen wird kein« Gewähr libernpmmea,

Unverlangte Drucksache« und Manuskript? werden nicht znrnckgezeben und e» wird keinerlei Verpflichtung zu irgendwelcher Bergütunz übernommen.

Amtlicher Teil .
Ausverkauf und Angsteinkäuke .

" Der Sturz der Mark hat unser Wirtschaftsleben in einer
für die Verbraucher sehr, fühlbaren Weise beeinflußt . Än¬
dern Mißverhältnis zwischen dem Werte der deutschen Mark
und der Auslandswährung suchten viele Ausländer dadurch
Vorteil zu ziehen , daß sie die Grenzgebiete überschwemmten
und die Laden auskauften . Baden als Grenzland hatte
darunter ganz besonders zu leiden . Um diesem Bkßstand zu
steuern , sind die Grenzen in den letzten Tagen geschlossen
worden , Besondere vorbeugend ^ NLrhnähmen erforderten

die Verhältnisse in dem besetzten Brückenkopsgebiet Kehl . Dem
Valutaausverkauf unserer badischen Geschäfte ist zu¬
nächst ein Riegel vorgeschoben . Unterstützt werden diese Ab¬
wehrmaßnahmen durch eine scharfe Kontrolle der
Ausländer darauf » ob sie im Besitz ordnungsgemäß aus¬
gestellter Papiere sind .

Das Verschieben wichtiger Gegenstände des täglichen Be¬
darfs ins Ausland wird in besonders schweren Fällen mit
Zuchthaus von 1 bis zu 18 Jahren und mit Geldstrafen von
mindestens 20000 Mark , Verlust d§r bürgerlichen Ehrenrechte
und Einziehung des Gewinns bestraft .

Aber auch unsere eigene Bevölkerung kauft alles Brauch¬
bare und Erreichbare zusammen in dein Gedanken , der Besitz
von Ware sei höher zu bewerten wie der Besitz von Papier¬
geld . In d«r durch diese Angstkäufe ungeheuer gesteiger¬
ten Nachfrage liegt neben dem Sturz unserer Mark ein
preis steigerndes Moment . Allenthalben mehren
sich die Klagen , daß diese Lage von unlauteren Elementen
ausgenutzt wird zu verbotener Preissteigerung und zur Zu¬
rückhaltung von Ware in der Hoffnung auf späteren höheren
Gewinn .

Mehr wie je ist es deshalb nötig , unlautere Perso¬
nen vom Handel fern zu halten . Die gesetzlichen
Möglichkeiten hierfür sind , woraus das Ministerium des In¬
nern in einem Erlaß an die Bezirksämter erneut hinweist ,
in den Bestimmungen über die Zulassung zum Handel und
über die Untersagung des Handels wegen Unzuverlässigkeit
gegeben . In der jetzigen Lage müssen diese Vorschriften mit
aller Schärfe gehandhabt werden . Wer nicht völlig zuverlässig
erscheint , darf zum Handel nicht zugekkssen werden ; wer Han -
delserlauöniS besitzt und sich als unzuverlässig erweist , dem
muß der Handel untersagt werden . Die Notlage unseres Vol¬
kes verlangt rücksichtsloses Vorgehen gegen Personen , die
die Bedrängnis der Bevölkerung in selbstsüchtiger Weise aus¬
nützen .

Auch der Preisüberwachung kommt erhöht » Bedeu¬
tung zu . Von der Möglichkeit , aus Grund gesetzlicher Bestim¬
mungen die Preisentwicklung zu überwachen , wird in allen
zur Kenntnis der Behörden gelangenden Zweifelsfällen nach -
vrücklichsi Gebrauch gemacht werden . Neben den Staats¬
anwaltschaften haben die P r e i s p r ü f u n g s st e I l e n nach
8 6 der Bundesratsverordnung vom 26 . September 1016 das
Reckt und im Hinblick auf die derzeitige Notlage auch die
Pflicht , innerhalb ihres Bezirks von jedermann Auskunft
über alle Tatsachen zu verlangen , die für die Preisbildung
von Wichtigkeit sind . Sie haben das Recht , Räume , in denen
Gegenwände des notwendigen Lebensbedarfs hergestellt , ge¬
lagert oder feilgehalten werden , zu betreten und daselbst Be¬
sichtigungen vorzunehmen . Diese Befugnis können die Preis¬
prüfungsstellen auch durch Beauftragte ansüben . Verweige¬
rung der Auskunft und des Eintritts in die Räume ist mit
schweren Strafen bedroht . Für besonders schwere Fälle der
Preistreiberei sind Zuchthaus von 1 bis zu 16 Jahres und
<8eldstr « fen angedroht , deren Mindestbetrag 20000 M . beträgt
und deren Höchstletrag unbeschränkt ist . Ferner kann auf
Verlust der bürgerlichen Ehrenrechte , Zulässigkeit von Staats¬
aufsicht , Untersagung des Handels , Einziehung des übermä¬
ßigen Gewinnes sowie der Gegenstände , auf die sich die straf¬
bare Handlung bezieht , erkannt werden .

Besondere Aufmerksamkeit erfordert der Verkehr auf den
Märkten ; durch ein tatkräftiges und geschicktes Eingreifen
der Marktpolizei in Verbindung mit den Preisprüfungsstellen
kann mancher Beunruhigung vorgebeugt werden .

Verstöße werden beschleunigt abgeurteilt . Bei allen Land¬
gerichten sind, wie schon mitgeteilt , Wuchergerichte vor¬
handen , die in einem abgekürzten Verfahren urteilen und
scharfe Strafen verhängen können . Die Namen der Verur¬
teilten können durch öffentliche Bekanntgabe gebraut » markt
werden .

Da infolge der Angstkäufe die Bevölkerung vielfach ohne
Prüfung alles Erreichbare zusammenkauft , ist die Gefahr ge¬
wachsen , daß insbesondere auch gefälschte Lebens¬
mittel in den Verkehr kommen . Der Lebensmittelverkehr
bedarf deshalb auch in dieser Beziehung der schärfsten Über¬
wachung .

Alle gesetzlichen Bestimmungen und alle Bemühungen der
Behörden müssen aber vergeblich bleiben , wenn nicht der
Handel selbst und die ganze Bevölkerung an dem Kampf
gegen diese Schädlinge unseres Wirtschaftslebens sich beteili¬
gen . Der ehrliche Handel selbst wird überall gerne bereit
sein , den Behörden mit Rat und Tat gegen ihre unlauteren
Konkurrenten beizustehen . Aber auch die kaufende Bevölke¬
rung hat die Verpflichtung , ihr zur Kenntnis gelangende
Preistreiberei , Zurückhaltung von Waren und Warenberfäl -
schung , kurz jeden Wucher , zur Kenntnis der Behörden zu
bringen .

Außer dieser eigenen Mitarbeit der Bevölkerung ist es aber
auch notwendig , daß sich nicht alles von der gegenwärtig
herrschenden Aufregung anstecken läßt und Waren auf Waren
zusammenkauft , die vielleicht gar nicht notwendig gebrauchtwerden und unter Umständen in den Schränken unbrauchbar« erden .

ne
Verbot von Brunstsabne.

** Nach ei^ er Verordnung des Reichsministers für Ernäh¬
rung und ' Landwirtschaft ist es verboten , sahneähnliche Erzeug¬
nisse, die aus M germilch , aus fettartiger Sahne oder aus ein¬
gedickter oder eingetrockneter Voll - oder Magermilch unter Zu¬
satz von Butter oder Butterfett gewonnen werden , herzusiellen ,
zu verkaufen oder sonst in den Handel zu klingen . Zuwider¬
handlungen werden mit Gefängnis bis zu einem Jahr und
mit Geldstrafe bis zu 7l0 000 M . oder mit einer dieser Strafen
bestraft . _

^ Lin Amsckvmng in
Maskington .

Schon seit vorgestern hat sich in Washington ein Um¬
schwung vollzogen , den alle die begrüßen werden , die auf
dem von uns am Mittwoch an dieser Stelle vertretenen
Standpunkt stehen . Man mutzte nach den ersten Berichten
über die Konferenz allerdings befürchten, dah die Ab¬
rüstungsfrage im wesentlichen auf die Seemächte be¬
schränkt werden würde, und datz die größte Militärmacht
im Lande, Frankreich , dabei die besten Geschäfte ma¬
chen werde. Nun hören wir aber , datz auch die Frage der
Abrüstung zu Lande unbedingt in den Kreis der
Erörterungen gezogen werden soll. Und wir lesen nicht
ohne Genugtuung , daß die französische Airffassung doch
erheblich kühler und skeptischer beurteilt wird , als es zu¬
nächst den Anschein hatte.

Offenbar hat England offiziell den Dingen ihren
Lauf gelassen , d. h . Briand ruhig reden lassen , well es
von vornherein wußte , datz die Mehrheit der Konferenz¬
teilnehmer doch nicht eine Sonderbehandlung Frankreichs
gestatten würde . Diese Haltung der Londoner Regierung
war um deswillen geboten, weil schon an und für sich zur
Zeit eine diplomatische Spannung zwischen England und
Frankreich (vor allem in Sachen der Angorafrage ) be¬
steht. England will offen nichts tun , was als eine be-
wußte Unfreundlichkeit Frankreich gegenüber gedeutet
werden könnte. Es verläßt sich auf die Erkenntnis , daß
der Bock schon von alleine aufhören wird , mit dem Kopf
gegen den Baum zu rennen , wenn er gemerkt hat , daß er
ihn doch nicht umstotzen kann. Die Großmächte müßten
ja auch von allen guten Geistern verlassen sein, wenn sie
wirklich darin einwilligen wollten, daß alle anderen
Mächte ihre Rüstungen beschränken , Frankreich allein
aber sein großes HeH behält.

Aber auch die französische Rüstung zur See
wird neuerdings in die Debatte gezogen . Denn , wenn auch
die französische Flotte nur eine solche zweiten Ranges ist,
so ist sie doch immerhin als Gegner nicht zu verachten.
Und es ist nicht recht einzusehen, warum England , daM
infolge seiner geographischen Lage vor allem auf den
Schutz durch seine Flotte angewiesen ist, diese Flotte ver¬
ringern sollte , wenn Frankreich, sein unmittelbarer Nach¬
bar zur See , seine Flotte im wesentlichen behalten darf .
Und wie man liest, wird auch Italien sicherlich für
eine Flottenreduzierung Frankreichs eintreten .

Aber noch in einer anderen Beziehung hat sich ein ge¬
wisser Umschwung vollzogen . Während es erst den An -
schein hatte , als ob sich so etwas , wie ein Dreiverband ,
bestehend aus England , den Vereinigten Staaten und
Japan , aus den Verhandlungen herauskristallisieren
könnte, nimmt man jetzt bei schärferem Zusehen wahr ,
daß es lediglich die gefühlsmäßige Entente der beiden
angelsächsischen Weltmächte ist, welche dann -
nierend in Erscheinung tritt , während Japan iso -
liert dasteht.

Für die Verhmrdlungen über die Machtabgren »
zungimStilaenOzean würde es natürlich außer¬
ordentlich viel bedeuten, wenn Amerika und England hier
Hand in Hand gingen . Dabei brauchten die wirtschaftlich
berechtigten Ansprüche Japans aber durchaus noch nicht
ignoriert zu werden. Vom Standpunkt der :
weißen Menschheit , der abendländischen .
Kultur aus gesehen , wäre eine Kooperation der
beiden führenden Großmächte der weißen Rasse nur zu
begrüßen . Die große Auseinandersetzung zwischen dem
Abendland und Asien wird ja doch einmal kommen müs¬
sen . Möglich und natürlich auch wünschenswert ist es ,
daß diese Auseinandersetzung in der Form eines frred -
lichen , kulturellen und wirtschaftlichen Ringens verläuft .
Die Erfahrungen des Weltkriegs und der letzten Jahre
lchren aber wieder von neuem, daß die Gewalttätigkeit
und der Blutdurst des Menschen nur sehr schwer zu zü¬
geln ist, und daß wirtschaftliche Kämpfe der Nationen

schließlich doch in Kriege mit der Waffe in der Hand aus «
arten .

Bor kurzem ist im Verlag Rudolf Mosse in Berlin ein
Roman erschienen, der, mag man über seinen sonstigen
Wert denken, wie man will, weltpolitisch überaus inter -
essant ist und sehr zum Nachdenken anregt , weil er uns
(in utopischer Form ) den in absehbarer Zeit zu erwar¬
tenden Entscheidungskampf zwischen Asien
und dem Abendland schildert , wobei natürlich kul¬
turell Amerika als zum Abendland gehörig betr- chlst
werden muß .

Ob der Verfasser (Fritz Reck -Mallerzewen) in diesem
Roman (betitelt „Me Dame aus Newyork ") die politische ,
kulturelle und wirtschaftliche Entwicklung der nächsten
Zeit richtig sieht , kann niemand sagen . Daß mannigfache
Beobachtungen seine für das Abendland sehr pes¬
simistische Auffassung — der Roman endigt mit
dem Sieg der gelben Rasse — in etwa zu
stützen vermögen , dürfen wir jedoch nicht verschwei¬
gen. Umso ernster sollte uns die Lektüre stimmen,und umso mehr sollte sie den führenden Nationen der
abendländischen Kultur die Pflicht ans Herz legen, sich
heute schon vorzubereiten auf jenen großen Entscheidung?-
kampf ? -

Der Ikrieg mitanderen Mitteln.
Versailles — Paris — Genf — Washington .

In der „Grzld . Korr . " schreibt Peter Christop .
Deutschland bat im Herbst 1918, gestützt auf die Zusicherungen

Wilsons und auf die Erklärungen seiner Gegner ,
daß sie einen Frieden desRechts wollten , der die furcht -
baren Schäden des entsetzlichen Völkerringens möglichst bald
Hellen sollte , die Waffen niedergelegt . Es hat in gutem Glauben
tue 14 Punkte Wilsons zur Grundlage beabsichtigter Verhand¬
lungen angenommen und die Absicht bekundet , begangenes
Unrecht zu sühnen und am Wiederaufbau der Weit mitzu¬arbeiten . Der Glaube an das Recht in der Welt , der Glaube
an erne Völkewersühnung hat es veranlaßt , kammlos seine
Grenzen den feindlichen Heeren zu öffnen , die es in verzwe rel.
tem Abwehrringen über vier Jahre serngehalten harte . Es war
von der Ehrlichkeit und Aufrichtigkeit seiner Gegner überzeugt ,indem es glaubte , daß der Frieden begangenes Unrecht wieder
gutmachen würde und der gemarterten Menschheit endlich die
Erlösung von allen Kriegslasten und Kriegsnöten bringen würde .Die Tatsachen haben bewiesen , datz das
deutsche Vqchk sich einem schweren Irrglauben
hingegebeiBhat . Clemenceau hat , als für Frankreich
durch die Entwaffnung Deutschlands nichts mehr zu befürchten
war , als die französischen Heere sich im wehrlosen Rheinlandals „Sieger " niedergelaffen hatten , den frivolen Ausspruch
getan : „Der Frieden ist der Krieg mit anderen
Mitteln " . Datz die französische Politik und die Mehrzahldes französischen Volkes den Frieden von Versailles nn Sinne
des Clemenceauschen Ausspruches ansah und noch heute ansieht ,
beweisen leider zu deutlich die tatsächlichen Verhältnisse . DaS
Diktat von Versailles hat den deutschen Glauben an einen
wirklichen Frieden , an ein Rechtsempfinden der
Welt , an eine VLlkerversöhnung grausam zer¬
stört . Deutschland hat es hinnehmen müssen , dah man ihm
reiche und zweifellos ihm politisch und geschichtlich zustehende
Gebiete mit Millionen Deutscher entrissen hat . Es hat es hin -
nehmen müssen , dah man ihm seine Kolonien , seine
Handelsflotte und die hauptsächlichsten Quellen fei¬
nes Wirschaftslebens genommen har . Es bat
dulden müssen , datz auf angestammtem deutschen
Boden , am deutschen Rhein , mehrals 100000
Mann starke fremdländische Heere die MNi -
tärdiktatur errichteten , dah ungezählte Kam -
Missionen sich in Deutschland einnisteten . auf Deutsch »
lands Kosten lebten , das deutsche Wirtschaftslebe «
beengten , den deutschen Wiederaufbau hinderten .

Und dennoch , Deutschland hat dieses Diktat bingenomme »,in dem ehrlichen Glauben , datz die Feinde einst erkennen wür -
den , wie Deutschland in ehrlichem Bemüben alle ihm auserleg ,
wn Pflichten bis an die Grenze der Möglichkeiten zu erfüllen
trachtet , um ihm dann Lebenserleichterungen und Wiederauf ,
baumöglichkeiten zu gewähren . Auch hierin wurde Deutschburs
enttäuscht . In London hat es erfahren müssen, datz die En »
tente und allen voran Frankreich den Friede » als de » .Krieg
mit anderen Mitteln betrachtet und demzufolge alles Versuchs
um den deutschen Gegner vollständig zu vernichten .

Es kamen die sogenannten „Sanktionen ".
Ohne jede Rechtsgrundlage , den Bestimmungen des Versailler
Diktats auf das Schärfste zuwiderlaufend , errichtete man im
Innern Deutschlands eine gollmauer , die nichts anderes als
die wirtschaftliche Abtrennung des Rheinlandes vom übrigeu
Deutschland bedeutete - Das rheinische Wirtschaftsleben drohte
zu erliegen ; die wirtschaftlichen Schädigungen für Deutschlands
Gesamrwirtschaft hat Reichswirtschaftsminister SchmidM erst
wieder am 8 . d . Mts - im Reichstag kurz gestreift , wo er an
wenigen Zahlenbeispielen nachwies , in welcher Weise die Emser
Einfuhrstelle ausländische Luxuswaren , die das Wirtschaftsleben
Deutschlands untergraben und das Rheinland und damit lang¬
sam auch Deutschland hineingezogen hat -

Wir erlebten die Berschacherung Oberschlesicns
st Genf — von jedem rechtlich denkenden Menschen als Line

Verletzung desVersaillerDiktats anerkannt , von
der Entente zugegeben , daß nich >f der Geist



und der Buchstabe der Bestimmungen bei der Entschei¬
dung über Obcrschlefien maßgebend gewesen sei. sondern d i e
PolitikFra -nb -reichS , die im Osten Deutschlands einen
starkenBundesgenossen haben will u -daneben die modernen Jndu »
striewerke Oberschlesiens in seine Hand zu bekommen versucht -
Die Entscheidung über Oberschlesien bedeutet nichts
anderes als einen Raub an dem Eigentum
Deutschlands Zu keiner anderen Zeit hätte derartiges
geschehen können, wenn nicht jetzt, wo Frankreichund
Polen die mächtig st cn Militär st aatenEuropas
und der ganzen Welt dar st eklen -

Aber damit nicht genug : immer dringlicher und bedrohlicher
kommen die Nachrichten aus dem Osten, wonach Polen
und Frankreich sich gegenseitig neue deutsche
Gebiete in die Hand zu spielen versuchen , nach¬
dem das unglückselige Diktat von Versailles bereits hundert¬
tausende Deutscher in die polnische Sklaverei geführt hat -
Frankreich versucht , im Memelland einen festen
Stützpunkt gegen Deutschland zu gewinnen
und Polen in Ostpreußen neuen Länderraub zu
verüben Danzig , eine uralte deutsche See - und Handels¬
stadt hat man der polnischen Raubgier geopfert, hat den Polen
zuliebe einen Korridor durch rein deutsches Gebiet gezogen und
damit den gesamten deutschen Osten vom Mutterlande ge¬
trennt . Nicht ein Funken des Rechts konnte für eine
solche Regelung angeführt werden Lediglich die Macht¬
gelüste einiger Eroberer st aaten konnten sie zu¬
wege bringen .

Eine gleich große Gefahr droht Deutschland im
Westen . Viel zu wenig beachtet werden die Vorgänge im
Saargebiet ; trotz fortgesetzter Verletzungen des
Saarbeckenabkommens durch die Regierungskommission
erhebt sich nirgends im Ausland eine Stimme gegen die Machi-
nanonen der sogen . Völkerbundskommisjion, die dort ganz ein¬
seitige französische Annexionspolitik treibt . Es ist hier
nicht der Platz , alle die Verfehlungen aufzuführen , die sich die
Saarregierung gegen die klaren Bestimmungen des Versailler
Diktats seit IV, Jahren hat zuschulden kommen taffen ; es sei
nur daran erinnert , daß heute noch 8600 Mann fran¬
zösische Besatzungstruppen sich dort befinden, daß die
Regierungskommission über die Köpfe der Bevölkernng und
über den Willen der berufenen Vertreter hinweg das Gebiet

. nach Anweisungen der französischen Regierung verwaltet und
seine Annexion bis kurz vor der Vollendung vorbereitet
hat . Wenn es für diese Behauptungen eines Beweises be¬
dürfte , dann genügte der Hinweis auf den Verzweiflungs¬
schritt , der m der Entsendung einer Delegation an
den Völkerbund zum Ausdruckgekommenist . Die Franken -

. Politik der Saarregierung hat dieses Gebiet vor den
wirtschaftlichen Ruin geführt mit der Absicht, das Land

iwirtschaftlich nach Westen umzustellen .
In dem bereits erwähnten Rheinland läuft die fran¬

zösische Politik , von Barrcs und Tirard eingestandenermaßen ,
auf die Loslösung des Landes von Deutschland hinaus ;
das Rheinland soll „selbständig" sein und unter Frankreichs
Oberhoheit gestellt werden. Dabei begnügt man sich nicht mit
den Grenzen , die das Versailler Diktat als Besatzungszone
genau festgelegt hat, sondern hat diese Grenzen unter dem
Diktat von London bereits überschritten und bis ins Ruhr¬
gebiet hineinverlegt. Angeblich sollte diese Besetzung nur
eine vorübergehende sein , in seiner bekannten „verneinenden
Geste " hat jedoch Briand in der französischen Kammer
bereits zu verstehen gegeben , daß Frankreich nicht
daran denkt , dieses Gebiet je wieder zu räumen .

. Was die Bevölkerung der besetzten Gebiete im angeblichen
Frieden unter den Besatzungslasten und Nöten nun , bereits
fast drei Jahre zu erdulden hat , ist des öfteren gesägt/worden .
Die Welt hat jedoch anscheinend für derartige Ungerechtig¬
keiten kein Gefühl und kein Verständnis mehr . Der
Ententemilitarismus darf gegen eine wehrlose Be¬
völkerung Kriegsmaßnahmen treffen , er darf farbige
Truppen zu Vorgesetzten einer hochkultivierten und zivili¬
sierten Bevölkerung einsetzen , er darf unbeschadet allen
Völkerrechts sich in die inneren Angelegenheiten des
deutschen Staates einmischen.

Deutschlands Feinde haben während des Krieges und nach
Friedensschluß im Auslande den deutschen Bardarismus
dadurch zu kennzeichnen versucht , daß sie angaben , die deutschen
Heerführer hätten in Feindesland ohne zwingende
militärische Notwendigkeiten umfangreiche Zer¬
stör u n g e n ausführen lassen Was bedeuten jedoch diese
Zerstörungen , die eine Kri eg s m a ß n a h m e darstellten
gegenüber der Forderung derEntentedie deutschen
Werke dem Erdboden gleichzumachen ? Auch bei
weitherzigster Auslegung kann keinerlei stichhaltige Begründung
für einen derartigen Barbarismus vorgebracht werden. Die
deutschen Werke , deren Anlagen zwar früher der Anschaffung !
von Kriegsmaterial dienten , aber mit Zustimmung und unter i
Aufsicht der Entente auf die Friedensfabrikation umgestellt
worden find , stellten Stätten deutschen Wirtschafts¬
lebens , Stätten deutscher Erfüllungsmöglich¬
keit dar . Trotzdem wird ihre Zerstörung verlangt , wodurch
tausende und abertausende deutscher Arbeiter brotlos werden-
Heute schon haben für die Zerstörung allein über 37 Millionen
Mark Löhne ausgegeben werden müssen. Ist da nicht die
Frage berechtigt , welches sind die wirklichen Gründe
dieser Ententeforderungen ? Ist es nicht der
Wunsch , Deutschland wirtschaftlich vollständig
zu vernichten ? Oder ist es nur die Freude an der
Zerstörung selbst ?

In diesen Tagen soll nun in Washington die Abrüstungs
konferenz ihre Entscheidungen treffen. Die französi¬
sche Presse hat darüber keine Unklarheiten bestehen lassen ,
daß Frankreich gar nicht daran denkt , in irgend¬
einer Weise abzurüsten Man verbreitet jetzt in mehr
als lächerlicher Weise Märchen über angebliche deutsche Vorbe¬
reitungen zu einem Revanchekrieg . Die französische Propa¬
ganda im Ausland scheint ihres Erfolges ziemlich sicher zu
sein, wenn sie annimmt , daß derartige Angaben geglaubt
werden. Allerdings versucht auch Briand in zahlreichen Reden
den Glauben zu verbreiten, als sei Frankreich noch immer
durch Deutschland bedroht ; deshalb erklärte er, er könne keine
Abmachungen annehmen , die die notwendige Verteidigung
Frankreichs vermindere ohne eine große Kompensation zu er¬
halten - Die französische Presse hat wiederholt mehr oder we-

, Niger deutlich hervorgehoben, welcher Art diese Kompen¬
sationen sein müßten , nämlich das Ruhrgebiet , darauf ist
Frankreichs Sehnen und Trachten seit Abschluß des sog . Frie¬
dens gerichtet .

Aus diesen kurzen Andeutungen ergibt sich , in
welcher Weise Clemenceau Deinem Ausspruch
Erfüllung verschafft hat : Der Frieden ist der
Krieg mit anderen Mitteln . Diese Idee durfte sich
durchsetzen trotz Völkerbund und trotz der Idee von der großen
Bölkervcrsöhnung. Während der Friede angeblich geschlossen
wurde , um in Zukunft neue Kriege zu vermeiden, während die
Ententestaaten angaben , nur zur Wahrung
des Rechts und des VölkerfriedenS und zur
Wahrung des Selbstbestimmungsrecht « » der
Völker in den Krieg gezogen zu sein, kennzeichnet die
EtappeVersaille s - L ondo n—G e n f- W ashington
den neuen . Friedenskurs " der Entente nicht anders
als den „Krieg mit anderen Mitteln ".

Volitiscke Neuigkeiten .
Lie Hronkerenz in Washington .

Reuter meldet aus Washington : Man nimmt an , daß die
Sitzungen des Ausschusses für die Rüstungseinschräakungen
hinter geschloffenen Türe « stattfinden . Das Publikum wird
Informationen über die Verhandlungen nur erhalten , wenn
die Delegierten der Konferenz wichtige Beschlüsse unterbreitet
haben werden. Es wird mitgeteilt , daß außer den amtlichen
Berichten keinerlei Veröffentlichungen stattfinden und daß alle
Informationen über die Konjrreaz nur in Washington , nicht
in den anderen Hauptstädte« auSgegebrn werden. Der Plan ,
die Ausschüsse zu errichten, soll gefaßt worden sein als die kür¬
zeste Methode, um die der Konferenz vorliegenden PrMeme
in Angriff zu nehmen ; da dieses Versahren größere Freimü¬
tigkeit und einen vertraulichen Meinungsaustausch zwischen
den Vertretern der verschiedenen Regierungen gestattet und da
es zahlreichen Umständlichkeiten vorbeugt, die notwendig sein
würden , wenn die Verhandlungen weiterhin in voller Offent -
lichkeit geführt würden . Ein Ergebnis des Ausschußverfahrens
wird es vielleicht sein, daß die am 14. abgehaltene öffentliche
Sitzmig die letzte derjenigen sein wird , die einer Periode tat¬
sächlicher Enscheidungen über die zur Verhandlung stehenden
Fragen vorausgeht . Es wird jedoch nicht erwartet , daß die
Ausschüsse in der Lage sein werden , ohne ränge Prüfung und
Erörterung ihren Bericht zu erstritten. Es verlautet , daß
Hughes im Prinzipp öffentliche Sitzung Vorschlag . Einige an¬
dere Regierungen verlangten jedwh völlige Geheimhaltung
und der Plan der Abhaltung nichtöffentlicher Ausschußsitzungen
ist wohl schließlich als Kompromiß angenommen worden.

Nach einer Havasmeldung aus Washington wird die Unter¬
kommission der Marinesachverständigen von Zeit zu Zeit über
den Fortgang ihrer Beratungen der , Abrüstungskommisston
Bericht erstatten . Die Unterkommisfion setzt sich aus dem der
Marine zugeteiltcn Sekretär Roosevelt als Vorsitzenden, den
Admiralen Beatty , de Bon, Acton und Kato zusammen . Am
Mitwoch vormittag wird in der Kommission die Frage des
Stillen Ozeans zur Sprache kommen.

Reuter meldet unterm 17. aus Washington : In der gestrigen
ersten Sitzung des Ausschusses der Washingtoner Konferenz
für die Frage des Stillen Ozeans und des fernen Ostens for¬
derte der chinesische Gesandte Sze die Aufrechterhaltung der
offenen Tür in China und die Abschaffung der Geheimverträge
bezüglich Chinas . Sze bestand auf d^r Aufrechterhaltung der
territorialen Integrität und der politischen wie der administra¬
tiven Unabhängigkeit Chinas und fordert di« Aufhebung der
Beschränkungen der politischen gerichtlichen und administrati¬
ven Aktionsfreiheit Chinas . China verpflichte sich dagegen,
keine Gebietsteile einer auswärtigen Macht zu übertragen . Es
verlautet , daß Sze die Schantungfrage und die Frage der aus¬
ländischen Konzessionen nicht erwähnt hat . Es folgte eine all-
gemeine Debatte , jedoch keine Antwort von Seiten Japans .
Von maßgebender Seite verlautet , daß diese Vorschläge die mo¬
ralische Unterstützung der amerikanischen Delegation haben .
Die Mitglieder der französischen Delegation sind der Ansicht ,
daß diese Vorschläge eine geeignete Grundlage zur gesamten
Erörterung aller Fragen des fernen Ostens bedeuten . Man
nimmt an, daß die chinesische Delegation baldigst die Gelegen¬
heit ergreifen wird, um eine besondere Regelung der ausstehen-

Fragen wie zum Beispiel der Schantungfrage , der mon-
gonschen und der mandschurischen Frage sowie aller anderen
Mittigen Probleme vorzusch .agen . — Der italienische Vertreter
Schanzer erklärt«, die Italiener würden jede Lösung unter¬
stützen , die die- freie Entwicklung Chinas nicht hindere und die
Gleichberechtigung der verschiedenen Nationen in China ge¬
währleiste.

Der Sonderberichterstatter des „Daily Chronicle"i in
Washington meldet, man habe die Schwierigkeiten des Pro¬
blems des fernen Ostens erkannt und gerüchtweise verlautet ,
daß von Seiten der britischen und sogar der japanischen Dele¬
gation Vorstellungen erhoben worden seien. Staatssekretär
Hughes sei jedoch nicht der Mann , der sich von seinem Ziele
leicht abbringen lasse . Er sei vollkommen bereit , auch in dieser
Frage so mutig zu handeln, wie in der Abrüstungsfrage , wenn
er dazu getrieben werden sollte . Es bestehe die Ge ahr , daß die
Konferenz wegen dieser heiklen Frage «auf einen toten Punkt
komme. Hughes werde, rlsdanu ohne Zögern die gesamte
Frage vor die Meinung der Welt bringen . Es sei jedoch sehr
wahrscheinlich, daß Japan zu allererst mit einem durchdachte «
Plan hervortreten werde. Es sei sichevHaß Japan einen solchen
Plan bereit habe ; ebenso sicher sei, däff Japan die Torheit und
die Gefahr seiner bisherigen Poltik in China erkenne. Es seivon vitaler Bedeutung für Jap n , daß die Lösung dieses Pro¬
blems gefunden werde, das Japan mit Isolierung und vielleicht
sogar mit Krieg mit dem Westen bedrohe. Der Berichterstatter
des Blattes ist jedoch der Ansicht, daß , wenn Staatssekretär
Hughes dafür eintreten sollte , daß China das gesamte Gebiet
von Groß - China umfaßt , so weit es nicht endgültig veräußert
worden ist, es schwierigsein würde , die bedingungslose Zustim¬
mung dazu zu erhalten . »

Der Sonderberichterstatter der Havasagentur meldet aus
Washington, Brand werde sich am 26 . November an Bord des
Dampfers „Paris " nach Frankreich einschiffen . Am Montag
werde er der Konferenz den französischen Standpunkt hinsicht¬
lich der Abrüstung zu Wasser und zu Lande unterbreiten . Er
werde dartun , daß Frankreich auf die natürliche Grenze des
Rheines verzichtet habe angesichts des Garantievertrages der
drei Mächte, der aber nicht zustandegekommen sei und daß
Frankreich daher gezwungen sei, seine Armee beizubehalten
zum Schutze seiner nur ungenügend gesicherten Grenzen . Da
die Beibehaltung der jetzigen Flottenstärke der befreundeten
Nationen als unerläßlich anerkannt worden sei. so sei die Auf-
rechterhaltung der Landstreitkräfte mit Rücksicht auf das — wie
Havas behauptet — feindselige Deutschland noch weit mehr
begründet . Briand werde daher die Konferenz bitton , in aller
Form anzuerkennen , daß die Sicherheit Frankreichs die Bei¬
behaltung seiner Armee in ihrer jetzigen Stärke erfordere .

Nach einer Meldung der „ Chicago Tribüne " aus Washington
ist der Kongreß davon unterrichtet worden, daß die Bereinigte »
Staaten , falls der Hughessche Vorschlag scheitere , beabsichtigen,
zu de« im Ban befindlichen 1k Schlachtschiffen erster Klaffe
sofort weitere 14 neue zu baue«. — Nach einer von der „ Chi¬
cago Tribüne " veröffentlichten Meldung aus Tokio wird Japan
acht Dreadnoughts und vier Schlachtschiffe für seine Flotte
fordern . *

Eine Blättermeldung aus Washington besagt noch unterm
heutigen Datum . Die Bereinigte » Staate » sind bereit , « in
Abkomme« über die Abrüstungseinschränkung zu unterzeich¬
nen , »»abhängig von irgend » elche« Bereinbnrnngrn über
die Fragen des fernen Osten«. Das ist die Überraschung des
Tage ». Natürlich setzt Washington voraus , daß die übrigen
Staaten ihre Rüftnnge » i« gleiche» Verhältnis auch ein-
schränken.

Deutscher Reichstag .
Der Reichstag trat gestern nach debatteloser Annahme einer

Vorlage zur Abänderung der Bekanntmachung über auslän¬
dische Wertpapiere und Überweisung des Gesetzes über da»
Verfahren in Versorgung ? Angelegenheiten an den Ausschuß
für Kriegsbeschädigtenfürsorge, in eine Aussprache über ^Preis¬
steigerung und Lebensmittelversorgung im Anschluß an die De¬
batte über ein« Reihe von Interpellationen ein. Im Lause der
Besprechung, in der sich die Abgg . Hepp (D . Vp. I, Trieschmann
(Dem .), Geraner (B . Vp .), Remmele (Komm. ), Reich (Komm. ),
Bachmeier (Bay .-Lbd . ), Krüger (Dnt . ) und Schulz (Soz . ) deS
Näheren über die Teuerung und ihre mutmaßlichen Ursachen
äußerten , nahmen auch Reichswirtschaftsminister Schmidt und
Minister HermeS das Wort. Der Reichswirtscbasisminister
führte aus :

Leider hat die bMagenswerte Preissteigerung der letzten
Monate noch nicht ihren Abschluß gefunden . Sre ruft Poli¬
tisch Erbitterung und Erregung in der Bevölkerung hervor.
Der Regierung kann ein Vorwurf ' nicht gemacht werden . AIS
Ursache der Preissteigerru . , , ist die Entwertung der Mark
sicher bei allen Produkten anzusehen , die aus dem Ausland
stammen . Hier kann keine Regierung Abhilfe schaffen . Auf
dem Jnlandsmarkt wird sich die Preisdifferenz kaum aufrecht
erhalten lassen. Es ist pmch durchaus unbegründet , daß die
Inlandspreise bei der stark steigenden Tendenz unserer Zah¬
lungsmittel auf die Höhe der Auslandspreise steigen. Bei
der hein^ chen Produktion handelte es sich doch nur um eine
sachliche Kalkulation der tatsächlichen Herstellungskosten und
um den Zuschuß einer angemessenen Gewinnquote . Auch die
Herren vdn der Landwirtschaft sollten dieser Frage etwas
objektiver beurteilen . Verstärkt wird die Teuerung natürlich
durch die plan - und ziellosen Einkäufe , durch welche die Preis «
über das Stadium Hinausgetrieben werden , das schon durch
die Entwertung dev Zahlungsmittel eingetreten ist . Die
Grenzgebiete sind geradezu leergekaust. Im Setstember sind
allein über die dänische Grenze rund 121000 Personen ledig¬
lich zu Einkaufszwecken gekommen. Wir werden nach diese«
Zeit der künstlich hinaufgetricbenen Konjunktur wiedrr schwere
Geschäftsstockung und ausgedehnte Arbeitslosigkeit erleben .

Der Minister bespricht im einzelnen die Maßnahme « der
Regierung gegen den Ausverkauf Deutschlands und fährt fort :
Ein Teil der unerträglichen Zustände ist dadurch bereits be¬
seitigt . Restlos kann es nicht gelingen wegen der großen
Preisdifferenz des In - und Auslandes . Der Vorwurf , daß
nicht genügend scharf gegen den Wucher vorgegangen würde,
wird schon durch die Statistik der Wuchergerichtc von 1920
widerlegt. Danach sind von 27 524 Angeklagtem 23 493 ver¬
urteilt worden, davon nur 11920 zu Geldstrafen . In 34
Fällen wurde auf Zuchthaus erkannt . Einen starken Schutz
aegen übermäßige Preise haben die Verbraucher selbst in der
Hand durch die Konsumgenossenschaften. Der freie Handel
hat . wie ich beobachtet habe , selten die Tendenz , scharf über
die Prcile der Konsumvereine hinauszugehen . Überhaupt ist
der Handel nicht der Hauptschuldige. Die ungesunde Ten¬
denz, die Konjunktur zu übermäßiger Preissteigerung zeige
sich meist beim Erzeuger .

Es wäre «in Trugschluß , »nzunehmen , daß die Lebenshal¬
tung unserer Bevölkern« « gegenüber der Vorkriegszeit nicht
gesunken sei . Der Fleischkonsum ist gegen 1913 um 60 Pro¬
zent zarückaegangen. Dabei wird die Lebenshaltung durch
die dauernde Preissteigerung immer weiter herabacdrückt wer¬
den müssen. Ein zweckmäßiges Mittel , um auf die Preis¬
gestaltung einzuwirken , sind noch meiner Überzeugung die
Genossenschaften, denen sich die Verbraucher in größerem Um¬
fange anschließeu sollten.

Minister HermeS teilte mit, daß bis Ende dieses Jahres ein
Drittel der Zuckerproduktion freigegeben worden sei .

Auch dem Wunsche auf Konzessionierung des Getreidehän -
delS wird in gewissem Umfange Rechnung getragen werden.
Nachdem die Bevölkerung jetzt eine tägnche Mehlration von
200 Gramm pro Kopf zu verbilligtem Preise erhält und dev
freie Verkehr daneben besteht , ist ein Anlaß auf Erhöhung der
Tagesration nicht gegeben . Wir brauchen zur Deckung dieser
200 Gramm im Wirtschaftsjahre 4ZH Millionen Tonnen , von
denen 2 Millionen ans dem Auslande eingeführt werden müs¬
sen . Die für das Jahr 1921/22 hierfür bewilligten 3^4 Mil -
linrden Mark werden bei der außerordentlichen Geldentwer¬
tung bei weitem nicht ausreichen . Wenn wir dem Anträge der
Unabhängigen folgen würden , entstünde ein Mehrbedarf , der
weder durch Einfuhr noch durch Aufkauf im Inland « gedeckt
werden dürfte . . . . . Auch eine Erhöhung der inländischen Um.
läge auf 3 ^ Millionen Tonnen , wie sie ein Antrag verlangt ,
ist ausgeschlossen . Die in dem Umlagegesetz eingeschlagene Po¬
litik hat sich bewährt . Die Ablieferungen haben einen erfreuli¬
chen Umfang erreicht und haben im Oktober das Soll bereit -
weit überschritten . Sie belaufen sich zurzeit auf die Hälfte der
Ablieferungen , die erst am 1b . Dezember fällig wären . Die
Voraussetzungen für einen Erfolg der Umlage würden durch
nachträgliche Erhöhungen aufs äußerste gefährdet . Wir dürfen
die Zusicherungen, welche die Regierung den Landwirten gege¬
ben hat , nicht brechen .

Bei Schluß der Debatte wurde ein Mißtrauensantrag der
Kommunisten gegen den Ernährungsministcr init allen Stim¬
men gegen die der Antragsteller und der USP . abgelkhüt. Die
Anträge zur Ernährungsfrage wurden an den .Volkswirtschaft¬
lichen Ausschuß verwiesen. Nächste Sitzung : Freitag .

IKupprecbt von Wayern .
Die „ München- Augsburger Abendzeitung" tritt der Ver¬

öffentlichungen über die merkwürdigen Umstände, unter denen
der ehemalige Kronprinz Rupprecht im November 1918 seine
Armee verließ , mit eine offenkundig von interessierter Seite
inspirierten Darstellung entgegen, die jedoch eher eine Bestä¬
tigung als ein« Widerlegung des im „Vorwärts, , und der
„ Frankfurter Zeitung " berichteten Sachverhalts bedeutet . Das
Dementi sagt :

«Der Kronprinz entschloß sich erst am 10 . November abends,
nach eingehender Beratung mit seinem Stabschef , General
». Kühl, in den Schutz deS spanischen Gesandten in Brüssel z»
besrb«« . da die Zustände in Brüssel sein Verbleiben bei der
Armee nicht mehr angängig erscheinen ließen . Bis zu diesem
Zeitpunkt waren irgendwelche Verhandlungen mit dem Sol -
datenrat in Brüssel wegen einer Abreise des Kronprinzen nach
Holland nicht geführt worden. Das A.O .K. verließ Brüssel in
der Nacht zum 11 ., der Kronprinz im Auto des spanischen Ge¬
sandte» erst am 12. ES ist möglich , daß der spanische Gesandt «
zu dieser Fahrt von sich a»S die Zustimmung des Soldatenrat »
einholte . Im Dezember fuhr der Kronprinz dann ,m Auto
von Holland in die Heimat zurück . Alles weitere , was sonst über
die Vorgänge im November berichtet werde, find Kombina¬
tionen ."

ie Verhandlungen Uber die Brreditaktion
Die bisherigen Verhandlungen des Reichswirtschaftsrats in
c Frage der Kreditaktion der deutschen Industrie haben bis-
c als Ergebnis folgende Punkte gezeitigt : 1- Minderung
c Spannung zwischen Kredit - und Debetzinsen der Banken .
Beseitigung der Bereitstellungskredite . 8 . Förderung /de»
arenwechsel». 4. Förderung de» AkzeptkreditS . 5. Ausge-



treons für industrielle Zwecke. 7. Ausbau des Genossenschafts¬
wesens. 8 . Wiedereinführung des Bankgeheimnisses . 9. För¬
derung der Institute der Privatbankiers . 10. Förderung der
Ausgabe von Obligationen durch die mittlere Industrie unter
Absatz , in engeren Kreisen.

Vertrauensvotum für die Lentrumskrak-
tion des Reichstages u. den Reichskanzler .

Der Reichsausschuß der deutschen Zentrumspartei , der vom
1b.—17. November in Berlin tagte , hat am Mittwoch abend
das Ergebnis seiner Beratungen in folgender Bertraiuens -
knndgebung für die Politik der Fraktion und des Reichs¬
kanzlers zusammenqefaßt :

Der Reichsausschutz der deutschen Zentrumspartei spricht
der Zentrumsfraktion des Reichstags für ihre im Interesse
des Vaterlandes geleistete Arbeit seinen Dank aus und be¬
kundet der Fraktion sein volles Vertrauen . Der Reichsaus -
schutz billigt gleichzeitig die Politik der Reichsregierung und
zollt insbesondere dem Reichskanzler Dr . Wirth für die von
vaterländischem Opfergeist getragene Tatkraft Dank und An¬
erkennung .

Lin AngriS des Reichslandsbunds gegen
die neue preußische Regierung .

Die in Berlin tagende Vertreterversammlnng des Reichs¬
landbundes fahte folgende Entschließung :

„ Es besteht im . Reiche die übereinstimmende Überzeugung,
daß die Landwirtschaft mindestens eine der wichtigsten Grund¬
lagen für den Wiederaufbau Deutschlands ist. Trotzdem besitzt
sie im neuen preutz ' schen Kabinett nicht die Vertretung , die sie
in Anspruch nehmen mutz . Die Persönlichkeiten des . Minister¬
präsidenten und Innenministers sowie des Arndwirtschaftsmi -
rnsters. geben dem Kabinett in seinen wichtigsten Posten viel¬
mehr ein ausgesprochen landwirtschaftseindliches Gepräge . Die
bisherige produktiosnhemmende, zumteil demagogische Tätig ,
leit des Ministerpräsidenten Braun in gleicher Eigenschaft, ist
der gesamten Landwirtschaft noch in unglücklicher Erinnerung .
Der neue Minister des Innern , Severing , hat in seiner fr ü-
Heren Tätigkeit im gleichen Amt an die Stelle des Fachtön-
«ens , die ,Parteigesinnungstüchtigkeit zum Befähigungsnach¬
weis erhoben. Der neue Landwirtschaftsminlster Dr . Mendorfs
ist im Handbuch der Nationalversammlung als anerkannte
Autorität in den Fragen der inneren Kolonisation , der Zoll¬
politik sowie der Wirtschaftspolitik bezeichnet . Die Landwirt¬
schaft kann in ihm nicht einen Einiger der Landwirtschaft und
Förderer der Produktion erblicken . Der bisherige preußische
Landwirtschaftsminister Dr . Warmbold war kein Parteimann .
Verfügte aber über ein hohes Fachkönnen und führte sein Amt
in strenger Sachlichkeit . Die Vertreterversammlung des
Reichslandbundes wiederholt, datz die Landwirtschaft in der
jetzigen Besetzung der für die Landwirtschaft wichtigen Stellen
im neuen preußischen Kabinett nur eine gänzliche Verkennung
ihrer Bedeutung im Rahmen des Volksganzen erblicken kann ."

Rrapp - Ludendorlk- Minnig .
Der „Sozialdemokratische Parlamentsdienst " gibt Enthüllun¬

gen wieder, welche die früheren Hamburger Kommunisten -
führer Lauffenberg und Wolffheim, die sich seitdem zu Na¬
tionalsozialisten entwickelt haben, in ihrer Zeitschrift „Der
Bolkswart " über «ine geheime Zusammenkunft in Königsberg
vor dem Kapp- Putsch veröffentlichen, an denen außer Kapp
und Ludendorfs auch der damalige sozialdemokratische Ober¬
präsident von Ostpreußen , Winnig , teilgcnommen haben soll.
Hie erzählen darüber :
. „Zu der geheimen Zusammenkunft am Sonntag dop Weih-
nachten 1919 , deren Zweck es war . den ersten Entwurf der be-
absichtigten Operation festzulegen, war Herr LnLendorff per¬
sönlich nach Königsberg gekommen. Die Zusammenkunft fand
statt in der Wohnung eines Msrsors. Es nahmen an der Zu¬
sammenkunft nur /Persönlichkeiten teil, die an der Spitze von
Organisationen standen. Als die Teilnehmer versammelt wa¬
ren , eröffnete ihnen der Hausherr , datz sie jetzt die Ehre haben
würden mit Herren bekannt gemacht zu werden, di« für das
Geschick Deutschlands und der Welt von der größten Bedeutung
sein würden . Bald darauf erschien Ludendorff und Kapp und
unmittelbar nach ihnen Winnig . Ludendorff und Kapp begrüß¬
ten Winnig sehr verbindlich; während der Unterredung ver¬
säumte Ludrndorff niemals , den sozialdemokratischen Oberprä¬
sidenten von Ostpreußen „mein lieber Winnig " zu apostrophie¬
ren . Herr Ludeudorff hielt eine kurze Ansprache: „Er freue
sich sehr, die Herren versammelt zu sehen. Er vertraue darauf ,
daß sie in den kommenden schweren Zeiten den Kopf Hochhalten
Würden. Der Friede von Versailles müsse zerbrochen werden .
Rot tue eine starke Hand ." Dann erstattete der Major einen
kurzen Tätigkeitsbericht : Im Heimatland sei alles bereit . Auf
welche Art der kommende Schlag vorzubereiten sei . werde allen
klar sein. Alles hänge vom Militär ab . Um dies Militär drehte
sich die folgende Auseinandersetzung . Es wurde zur Sprache
gebracht, daß die Truppen gegen die Regierung erbittert seien.
Ihre Stimmung sei absolut nationalsoziaristisch ; alle Vertrau¬
ensmänner gehörten der nationalsozialistischen Bewegung an .
Eie erblicken darin eine Brücke zwischen ihrem Nationalgefühl u.
der Revolution . Auf Herrn Ludendorff machten diese Darle¬
gungen einen so starken Eindruck, daß er sich das Wort ent¬
schlüpfen ließ : „dann ist die Sache ja wesentlich anders "

. Er
wendeie sich an Winnig mit der Frage , wie er glaube , daß die
organisierte Arbeiterschaft sich verhalten würde , woraus Herr
Winrtig majestätisch die Worte sprach: „Für die organisierte
Arbeiterschaft bürge ich vollkommen." Noch immer bestand der
von Winnig verhängte Belagerungszustand in Königsberg .
Hiermit hatten di« großen Götter des Kapp-Putsches die ihnen
nötige Information erhalten . Die Anwesenden empfahlen sich
und zurück blieben zur allergeheimsten Beratung außer dem
Hausherrn die Herren Kapp, Ludendorff und Winnig ."

ES ist anzunehmen , daß sich die genannten Personen zu die-
sen Angaben äußern werden ; man wird dann sehe», ob und
wie weit diese Mitteilungen den Tatsachen entsprechen. Winrug
ist bekanntlich wegen der zweifelhaften Haltung , die «r wäh¬
rend des Kapp-Putsches eingenommen hat , aus der sozialdemo¬
kratischen Partei ausgeschlossen worden.

Lin Beschluß derDeutschenkldietervereine
In einer aus ollen Teilen des Reiches beschickten Gesamt -

Vvrstandssitzung des Bundes Deutscher Mietervereine wurde
eine Entschließung gefaßt , die mit aller Entschiedenheft die
Beschlüsse der Sozialisierungskommission wegen der Freigabe
der Gewerberäume vom Mieterschutz verwirft . Eine derartige
Freigabe würde der Ausmietung und damit neuer Grundstücks¬
spekulation Tor und Tür öffnen ; sie würde durch die Ausmie¬
tung eine Unzahl von Existenzen vernichten und eine erneute
Preissteigerung der allgemeinen Lebenshaltung bedeuten . Der
Bund verlangt deshalb zunächst eine Erörterung der Soziali¬
sierung des Wohnungswesens , die sofortige Beratung sind Ber -
«bschiedung von RrichSmiete»- und Mieterschutzgesetzea. Er
beschießt ferner , aus dem Deutschen Verein für WohnungSre -
ßorm und dem Deutschen Wohnungsausschutz auszutreten , da

er eine Zusammenarbeit mit Organisationen ablehwe» müsse,
die sich einer fortschrittlichen Entwicklung des Wohnungswesens
starr entgegenstellen. ,

Von der französischen Besatzung
in den Tod getrieben .

Aus dem pfälzischen Städtchen Neustadt a . d. Hardt , das
die Franzosen zum Sitz eines Generalkommandos auserwählten
und das infolgedessen im Verhältnis zu seiner Größe unver¬
hältnismäßig e Einquartierungslasten tragen muß,
erhielt die „Franks . Ztg ." dieser Tage den Brief eines Rentners
Karl Mohr . „Von der französischenBesatzung zur Verzweiflung
getrieben" , teilt er mit, daß ihn, nachdem er bisher stets ledige
Offiziere und Beamte in seinem Hause beherbergt habe, die
Besatzungsbehörde nunmehr zwinge, innerhalb zweier
Tage sein ganzes selbst erbautes Anwesen » von den
kleinen völlig unzureichenden Räumen ohne Küche abgesehen,
einem französischen Offizier zu räumen , der bereits
zwei Jahre lang einen ganzen Stock in einem
anderen sehr schönen großen Hause mit Garten und
Stall für sein Pferd bewohne , dem aber die Villa
Mohr besser gefalle .

Der Brief war vom 19 . Oktober datiert . Die „Frankfurter
Zeitung " erhält nun die Nachricht , daß der französische Ein -
quartierungskommiffar , Major Lambert , Herrn Mohr am
20. Oktober um 10 Uhr auf seinen Einspruch die offizielle
Mitreilung zustellte, daß er bis nachmittags 4 Uhr das Haus
geräumt haben müsse . Um 10 30 Uhr vergiftete sich
Mohr in seiner Badestube durch Oeffnen des Gashahnes .

Lngland und Frankreich.
Infolge des Abschlußes des französisch -kcmalistischen Abkom¬

mens hat die Spannung zwischen England und Frankreich sehr
stark zugenommen. Lord Curzon ist stark erregt über die Art
und Weise, wie er von dem Verlaus der Verhandlungen durch
den französischen Botschafter in London und auch durch den
Quai d 'Orsay unterrichtet worden ist. Er hat seine Mißstim¬
mung der französischen Regierung anssprechen lassen und hat
dabei zu verstehen gegeben , daß das weitere Verbleiben des
Herrn St . Avisiere als Botschafter in London der englischen
Negierung nicht weiter genehm sei. — Laut Genfer Informa¬
tion soll die französische Regierung beschlossen haben, den Herrn
St . Bulaire zurückzuberufen und in der Leitung der Auswär¬
tigen Angelegenheiten im Quai d'Orsay unterzubringen , ebenso
den Direktor des Auswärtigen Amtes, Berthelot , zu versetzen,
der zum Gesandten in Lissabon ernannt werden soll .

Rußland und die Salandsinseln .
Der Vertreter der Sowjetregierunq in Stockholm Kersthent-

sew, überreichte dem Ministerpräsidenten und Minister des
Äußern , Branting , eine Note Tschitscherins , in der es beißt :
die russische Regierung habe angesichts der Bedeutung , die die
Aalandsinseln infolge ihrer geographischen Lage für die ar¬
beitenden Waffen Rußlands haben, für ihre unabweisbare

»Pflicht , keine Änderungen in der rechtlichen Stellung der
Aalandsinseln ohne ihre Mitwirkung zu dulden . Die russische
Regierung betrachte daher die Aalandskonvention vom 20 . Okt.
als «icht vorhanden. Weiter erklärt di« russische Regierung ,
sie sehe die Teilnahme der schwedischen Regierung an der
Aalandskonferenz in Genf als eine Kränkung und feindliche
Handlung an.

Die russischen Auslandsschulden .
Wie die Havas -Agentur mitteilt , hat die französische Regie¬

rung in Beantwortung des Angebots der Sowjetregieung , die
russischen Schulden anzuerkennen, am 8. November der eng¬
lischen Botschaft eine Note zugehen lassen , in der sie das rus -
si ' ^ e Anerbieten als ein glückliches Ergebnis der festen fran¬
zösischen Politik gegenüber den Sowjets bezeichnet. In dem
Telegramm Tschitscherins , so sagt die Note weiter , werde die
Anerkennung der russischen Schulden als Zugeständnis hin¬
gestellt, dessen Gewährung von der Anerkennung
der Sowjetmacht abhängig sei . In Wirklichkeit
bandle eS sich aber hier um einen Grundsatz des gemeinen
Rechts, den keine Regierung jemals angezweifelt habe. Die
Sowjetregierung müsse also obne Einschränkung und Vorbe¬
halte ihre Absicht erklären , sich künftighin diesem Grundsatz
anzubequemeu . Im übrigen sei der russische Vorschlag zu eng
begrenzt , um als Anerkennung der finanziellen Verpflichtun¬
gen Rußlands durch die Sowsetregierung zu genügen . Tschit-
scherin rede weder von den Kriegsschulden, noch von den Schatz ,
ankeihe «, noch von den Darlehen , die vor dem Kriege gewissen
staatlich unterstützten Gesellschaften gewährt worden seien,
deren Eigentum die Sowsetregierung konfisziert habe . Das
Angebot Tschitscherinsschließe auch die Entschädigung uns , aus
die die fremden Staatsangehörigen Anspruch hätten die von
der Sowsetregierung enteignet worden seien ; insbesondere >
müßten die Ausländer , sowohl was ihre Person wie ihr Eigen - ;
tum anlangc , auf diejenige Behandlung rechnen können , der !
sie in allen zivilisierten Ländern sicher seien . Schließlich müßte
mit der Anerkennung der internationalen Verpflichtungen die
Aufgabe jeder bolschewistischen Propaganda , jeder Einmischung
in di« ineren Angelegenheiten anderer Länder und jede Unter¬
stützung ausländischer regierungsfeindlicher Verbindungen , die
die konstitutionellen Grundlagen anderer Staaten vernichten
wollten, verbunden sein . Die .französische Regierung sei fest
davon überzeugt, daß die Wiedergeburt der wirtschaftlichen
Tätigkeit Rußlands nur vollzogen werden könne, wenn diese
Bedingungen erfüllt würden. Sie glaube, daß die innere Her¬
stellung des normalen Lebens nur allein es Rußland gestatten
werde, auf normale Weise und dauernd die Verpflichtungen ,
die die ehemaligen russischen Regierungen einaegangen sei ,
zu erfüllen . Die Note schließt mit der Bemerkung, wenn die
aufgestellten wesentlichen Bedingungen durch die Moskauer
Regierung erfüllt seien , sei die französische Regierung geneigt ,
die Möglichkeit von Verhandlungen ins Auge zu fassen.

Ikurze polil. Nachrichten.
* Lcrtrauenskliridgebnng im preußischen Landtag . Im

preußischen Landtag fand gestern die Abstimmung über die
Vertrauensfrage statt ; es ergaben sich 198 Stimmen für den
Vertrauensantrag der Koalitionsparteien und 99 gegen ihn .
Der Vertrauensantrag ist somit mit fast Zweidrittelmehrheit
angenommen.

* Im sächsischen Landtag wurde das von den bürgerlichen
Parteien beantragte Mißtrauensvotum gegen die zwei unab¬
hängigen Mitglieder der sächsischen Negierung mit 47 sozia¬
listischen gegen 46 bürgerliche Stimmen abgelehnt .

* Die Verhandlungen der Rrparationskommission mit der
deutschen Regierung haben gestern nachmittag begonnen und
werden in den nächsten Tagen zum Abschluß kommen. Wie
verlautet , ist die Reparationskommission auf Drängen des
Pariser nationalen Blocks nicht abgeneigt, datz Deutschland
für den Fall einer bald eintretenden Zahlungsunfähigkeit ein

Moratorium -gewährt wich unter folgenden Sicherheiten: 1.
Eingehende Kontrolle der Finanzwirtschaft . 2. Kontrolle der
Produktion der Hauptindustriezweige , die sich besonders auf
das Ruhrgebiet beschränken soll . Auf alle Fälle wird die Re.
Parationskommission auf Zahlung der Januarrate bestehen.
Die Kommission gedenkt Berlin nicht eher zu verlassen, cil«
bis die Zahlungen sichergestellt sind.

* ReichStagSprästdent Löbe hielt auf dem miuelschlesischen
Bezirksparteitag der Soz . Partei vor seinen Wählern eine
Rede, in der er ausführte : Die Sozialdemokratie wich den
vorliegenden Steuervarschlägen nicht ihre Zustimmung gebe »
können, wenn nicht zugleich Zugriffe «ruf die sogen . Estld- und
Sachwerte erfolge«. Falls wir die Rate am IS . Januar zah¬
len, so werde eine weitere Rate nicht mehr zu bezahlen sein.

* Neue Plünderungen in Berlin . Die Plünderungen von
Berliner Geschäften wurden gestern fortgesetzt . Gegen 12.40
Uhr drangen etwa 290 Arbeitslose in ein Fleischkonsumgeschäft
in der Schönhäuser Mee ein und plünderten es aus . Mner
sofort herbeigerusenen Polizeimannschaft gelang cs , fünf Rä¬
delsführer fcstzunehmen. Eine Ansammlung von etwa 300
Leuten , die sich gebildet hatte , ging ohne Ruhestörung aus¬
einander . Zahlreiche Trupps tauchten gegen Mittag am
Weinberger See in der Brunnen - und Jnvalidenstraße auf »
doch kam es hier nirgends zu Ausschreitungen, da die Ge¬
schäftsinhaber ihre Läden beim Heranziehen der Menge
schloffen .

LZadische Nebersichr.
^ Lur neuen Vesoldungsordnungl

nahm am gestrigen Donnerstag der Haushaltsausschuß , dem
nunmehr 21- Mitglieder des Landtages angehüren, eingehend
Stellung . Zunächst ergänzte Finanzminister Köhler die
in der Vorlage gegebene Begründung in längeren Darlegun -'

gen. Er führte aus : Die Beamtenschaft ist gegenüber der an¬
dauernden Preissteigerung völlig wehrlos. Jeder Tag ist für
sie bezüglich des baldigen Empfangs der bewilligten Gelder
wichtig . Die letzteren muß sie erhalten , wenn sie auf die
Dauer ehrlich bleiben soll . In der Vorlage ist die qualifizierte
Arbeit höher bewertet ; das ist notwendig, um dem Staate zu¬
verlässige Beamte zu erhalten . Denn sonst gehen diese zur In¬
dustrie ; diese Abwanderung ist aber nicht wünschenswert. Be¬
dauerlich sei auch, daß man im Reiche den Anträgen der badi¬
schen Regierung auf bessere Berücksichtigung der unteren Grup¬
pen und gestaffelte Teuerungszuschläge keine Folge gegeben
habe. Wenn jetzt in eine Nachprüfung eingetreten werden soll,
dann kommt die Beamtenschaft nie zur Ruhe, die regelmäßige
Arbeit leidet darunter .

Auch über die Ortsklasseneinteilung verbreitet «!
sich der Minister kurz ; er bezeichnest es als glücklich , datz hierin
Regierungsvertreter und die Beamten -Organisationen zusam -.
menarbeiten .

Das neue Besoldungsgesetz findet auch Anwendung auf die
Pensionäre und die Beamten -Hinterbliebenen .
Ebenso erfolgt eine Neuregelung der Beamtenanwärter ,
der Angeftellten und Staats arbeiter . — Die Aus¬
zahlung bzw. Anweisung der Vorschüsse erfolgt seit Dienstag ;
man solleauch die Schwierigkeiten berücksichtigen, mit denen die
Landeshauptkasse zu rechnen hat, da eine Auszahlung
die andere jagt .

Der Minister verbreitete sich dann noch über dieDeckungs -
frage , da die Länder jetzt Vorschüsse erhalten sollen, Bade«
habe von Berlin zunächst 80 Millionen verlangt. Im übrigen
möchte er, der Minister , auch hier den Abgeordneten die größte
Sparsamkeit anempfehlen ; von Errichtung neuer Beamten¬
stellen und von Höherstufungen einzelner Beamten dürfe nicht
die Rede sein.

Darauf setzte eine ausgedehnte Diskussion ein. Alle Redneq
äußerten grundsätzlich ihre Zustimmung ; im Mittelpunkt stank,
die geringe Besoldung der unteren Gruppen, über die sich,
einige Parteivertreter scharf äußerten . Leider sei man an das»
Sperrgeseh und an die Vorlage des Reiches gebunden. Ei«
Redner wünschte auch Umstellung der Organisation der Aus ,
zahlung , damit die Beamten möglichst rasch ihre Gelder erhiel ,
ten . Die Besserung des traurigen Loses der sogen . Arbeiter -
Pensionäre wurde ebenfalls gewünscht .

In der NachmittagSsihung entstand u . a . auch ein«
Debatte über borgekommene mißbräuchliche Ausnützung
der Kinderzulagen durch Kinder, welche fü,
die Eltern Feldarbeit verrichten . In einer Resolution
an die Reichsregierung solle vier Abhilfe verlangt wer,
den ; cS sollen nur dann für die Kinder über 14 Jahre Zulage «
gegeben werden , wenn sie noch in der Berufsausbildung be,
griffen sind und kein eigenes Einkommen haben. — Über diq
Gehälter in den letzten Gruppen , sowie über die Einzel - unk,
Ministergehälter wurde ebenfalls debattiert, aber endgültig ,
Beschlüsse nicht gefaßt, da sich die Fraktionen noch mit deq
neuen Gehaltsordnung beschäftigen . — In der Nachmittaas ,
sitzung des heutigen Tages dürften die Beratungen znm AK .
schluh kommen.

Iknrze Oachricbten ans Kaden.
V2 . Heidelberg, 17 . Nov . Die Vertreter der Heidelberg-«

Beamtenschaft und anderer BernfSstSnde haben an den Reichs,kan, kr ein Telegramm gerichtet , in dem es beißt, daß die orga-
nrsierten Beamten , Arbeiter . Kriegsbeschädigten und Kriegs .
Hinterbliebenen gegen ein Verbleiben Heidelbergs in Ort «,
kalfse 8 protestieren .

V2 . Furtwangen , 17. Nov. Durch Feuer wurden hier meh¬
rere Häuser zerstört. Das Haus des SchuhmachermeisstrS
Kicnzler ist vollständiq abgebrannt. Es handelte sich um ein
altes Gebäude , das infolge der schnellen Ausdehnung des Bran¬
des von vornherein als verloren anzusehen war . Bei den an¬
deren Brandgeschädigten konnte ein Teil der Einrichtungen ge¬
rettet werden , aber auch dieser hat durch Wasser schwer gelit¬
ten . Bei den Häusern des Kaufmanns Singwald und MoratH
wurden die Dachstühle und das zweite Stockwerk zerstört. De«
Schaden ist sehr erheblich , einzelne Schätzungen geben ihn miß
weit über eine Million Mark an . In dem Hause des Kienzle«
war bereits vor acht Tagen im Keller und am vergangene»
Sontag im Kloset Feuer ausgebrochen , ohne datz es ^möglich
war , die Ursache einwandssrei festzustellen . Diesmal entstand



das Feuer im Dachstuhl. ES soll eine verdächtige Person der-
Haftet worden sein, doch war darüber keine amtliche Auskunft
zu erlangen .

V2 Konstanz, 13. Not». Großfeuer . Heute nacht wurde
das Falzziegelwerk Konstanz im Borort PeterShauseu von
einem schweren Brande heimgesucht, dem u . a. das Trocken¬
werk und die Maschinenhalle zum Opfer fielen . Der Scha-
den geht in die Hunderttausend «.

Aus der Lsndesbauptstadt .
Die MietzinSkommisfion

beriet in ihrer vorgestrigen Sitzung über dnß Mast der Ab¬
wälzung der Hausrasten auf die Mieter . Über die Verhand¬
lung geht uns folgender Bericht zu : Während über die
Beibehaltung der Grundmiete von 6 v . H. des Steuerwerres
Von IM4 verhältnismäßig rasch eine Einigung erzielt worden
war » traten jetzt die bange Sorge der Mieter vor weiterer Stei¬
gerung und die Notlage vieler Hausbesitzer in einer ungewohn-
ten Schärfe der Erörterung zu Tage . Es lagen vor Umdrucke
einer Schrift des Stadtrats Dr . Kullmann , wonach hie Haus¬
besitzer , da die Steuerwerte nicht den Verkehrswerten folgten,
wenigstens die Lasten von den erstcren tragen sollten, und der
Berechnung der Lasten eines Hauses mit Steuerwert von
100 00» M . , wonach zurzeit der Hausbesitzer Steuern und Um¬
lagen von 2948 M ., an Betriebskosten 3781 M . verauslagen
müsse, nnt den Mieten aber nur 1648 M . und 1674 M . rücker -
ihcben dürfe , also 3100 M . zusetze.

Namens der Mieter wurde geltend gemacht, daß sie vielfach
pu der Grenze ihrer Leistungsfähigkeit angelangt , die Hausbe -
fiker aber in der Lage seien, de« Goldwert der Häuser zu rea¬
lisieren , den Verkauf aber im eigenen Interesse unterließen ,
daß eS daher nicht billig sei , Sie Abwälzung aller Lasten zu
gestatten und namentlich die Rückerhebung der Kirchensteuern
von Andersgläubigen oder Konfessionslosen widersinnig sei .
Die Steigerung der Kosten der Lebenshaltung , insbesondere der
Wohnung , sei nur bei entsprechender Steigerung von Löhnen
vnd Gehälter « möglich, diese stoße aber auf immer größere
Widerstände ; um die unausbleiblichen Erschütterungen in
nächster Zeit zu vermeiden, müsse die Mietzinekommission so¬
ziale Politik treiben .

Namens der Hausbesitzer wurde auf die gesteigerten Lasten
auch infolge der leichte« Erfatzbarkeit bmgewiesen. Ein Be¬
sitzer eines Hauses mit 100 000 M . Steuerwert sei nicht einem
Besitzer entsprechenden Kapitals (800 M . nicht abwülzbare Ka-
pitalertragssteuer », sondern wegen der durchschnittlichen Be¬
lastung mit 80 v . H . nur einem Kapitalisten mit 20 000 M . zu
vergleichen. Allein die Bemessung der Grundmiete nach dem
Steuerwert von 1614 bedeute eine ungeheure Beschneidung
des Hausbesitzers.

Während Herr Abele zu dem Vorschlag einer Abwälzung
von drei Fünftel der Lasten gelangte , Herr Dr . Kullmann
nachher, trotz Bedenkens, um eine Einigung zu ermöglichen,
den Vorschlag des Vorsitzenden Dr . Höniger , unter der Vor¬
aussetzung der Ausscheidung der Kirchensteuern es bei der bis- 2

Amtliche Bekanntmachungen .
Dte Wahl der Vertrauensmänner und Ersatz-

«ränner für die Angestelttenverstcherung im
Wahlkreis Amtsbezirk ) Karlsruhe findet statt

für die Arbeitgeber:
am Freitag , de« 27 . Januar 1822 , vormittags

zwischen S l, und 11 ' , Uhr ;
für die Angestellten:

am Sonntag , den 29 . Jannar 1922 , von 19 Uhr
vormittags bis 4 Uhr nachmittags .

Der Wahlkreis ist, soweit es sich um die Wahl der
Angestellten handelt , in drei Stimmbezirke geteilt .

Der Stimmbezirk /V umfaßt : das Stadtgebiet west¬
lich der Fröbel -, Scheffel-, Koch -, Weber- und Roggen-
bachstratze einschließlich der Westseiten dieser Straßen ,
ferner die Stadtteile Grünwinkei und Daxlanden und
außerdem sämtliche Gemeinde « des Landbezirks .
Für den Siilnmbezirk ^ ist Wahllokal Zimmer Nr . 40
des Bezirksamtsgebäudes .

Der Stimmbezirk 8 umfaßt : das Gebiet von den
Ostseiten der Fröbel-, Scheffel- , Koch - , Weber- und
Roggenbachstraße bis zur Karl-Fr iedrichstratze und
Ettlingerstraße einschließlich der Westseite der letzteren
Straßen . Für den Stimmbezirk 8 ist Wahllokal
Zimmer Nr . 38 des Bezirksamtsgebäudes .

Der Stimmbezirk 0 umfaßt : das Gebiet von den
Ostseiten der Karl -Friedrich- und Ettlingerstraße nach
Osten bis einschließlich des Stadtteils Rintheim . Für
den Stimmbezirk <ü ist Wahllokal Zimmer Nr . 30
(Bezirksratssaal ) im Bezirksamtsgebäude .

ES sind zu wählen 8 Vertrauensmänner und 16 Er¬
satzmänner .

Die Vertrauens - und Ersatzmänner sind je zur
Hälfte aus den versicherten Angestellten, die nicht
Arbeitgeber sind, und aus den Arbeitgebern der ver¬
sicherten Angestellten zu Wahlen .

Gewählt wird schriftlich nach den Grundsätzen der
Verhältniswahl .

Die Wahlberechtigten werden ausgesordert . für die
Wahl Vorschlagslisten bis spätestens Donnerstagabend ,
den 8 . Januar 1922 bei dem Wahlleiter Oberamtmann
Schaible (Bezirksamt Karlsruhe ) einzureichen.

Die Vorschlagslisten sind für die Arbeitgeber und
die versicherten Angestellten getrennt auszustellen.
Jede Vorschlagsliste soll mindestens so viele Namen
enthalten , als Vertrauensmänner und Ersatzmänner
zu wählen sind. Sie darf höchstens die doppelte Zahl
solcher Namen aufweisen.

Die Borgeschlagenen sind nach Vor- und Zunamen ,
Stand odoc Beruf und Wohnort zu bezeichnen , und
in erkennbarer Reihenfolge aufzuführen . Mangels
anderer ausdrücklicher Erklärung wird angenommen ,
daß die an erster stelle Ausgeführten als Vertrauens¬
männer vorgeschlagen werden.

Die Vorschlagslisten müsse » von mindestens fünf
Wahlberechtigten unter Benennung eines für weitere
Verhandlungen bevollmächtigten Vertreters unterschrie¬
ben sein .

Die Vorschlagsliste soll die Wählervereinigung , von
der sie ausgeht , nach unterscheidenden Merkmalen
kenntlich machen .

Hat ein Wähler mehrere Vorschlagslisten unterzeich¬
net , so wird seine Unterschrift auf allen Vorschlags¬
listen gestrichen .

Die Vorschlagslisten sind ungültig , tvenn sie ver¬
spätet eingereicht werden, oder wenn sie nicht vor¬
schriftsmäßig unterschrieben sind und der Mangel nicht
rechtzeitig behoben wird- Zwei oder mehr Vorschlags¬
listen können in der Weise verbunden werden, daß sie
den Vorschlagslisten anderer Wählervereinigungen
gegenüber als eine einzige Vorschlagsliste gelten. In
diesem Falle muffen die Unterzeichner der Vorschlags¬
listen oder die bevollmächtigten Vertreter übereinstim¬
mend, spätestens bis zun ; Ablauf des Montag , den
16 . Januar 1922 die Erklärung abgeben, daß die Vor¬
schlagslisten miteinander verbunden sein sollen, andern .

herige« Abwälzung von vier Fünftel zu belassen, billigen zu .
sollen glaubte , kam der Vertreter der Hausbesitzer zu dem Er¬
gebnis , daß an d^r Abwälzung auch der Kirchensteuer» unter
allen Umständen festgehalten werden miche, doH aber eine
Gleichstellung de» Hausbesitzers mit dem Besitzer entsprechen¬
den beweglichen Kapitals eine Vorbelastung des elfteren mit
höchstens einem Zehntel der Lasten rechtfertige. Stadtrichter
Reukum trat im Hinblick auf die verhältnismäßige Gering¬
fügigkeit der Kirchensteuerbeträae und die durch ihre Inrech¬
nungstellung bedingte Arbeit und Zeitversäumnis dem Vor¬
schlag des Vorsitzenden bei . Landgerichtsrat Dr . Frvmhcrz <
betonte den Charakter dieser Steuern als Lasten der Häuser , !
solange das kirchliche Bestcuerungsrecht gesetzlich gewährleistet i
sei und wies auf die Unbilligkeit, werche darin Legt , daß als
Betriebskosten zwar grundsätzlich alle Lasten de» Hauses im
tatsächlich «ufgewendeten Belrag , an Steuern und Umlagen,
aber bei gesteigertem Steuerwert nur derjenige Betrag in Rech¬
nung gestellt werden solle, der dem Steuerwert von 1914 ent¬
spreche ; eine solche Unterscheidung lag der letztjährigen Miet -
zinskommission ebenso fern , wie dem Entwurf des Reichsmie-
tengese-hes und der Badischen Mieterschutzverordnung vom
18. Juli 1919 , welche die volle Abwälzung der Steuern und
Llmlagen vorsehen; die vom Stadtrat nachträglich beschlossene
Unterscheidung beruht auf der vermeintlichen Billigkeit der
Augenblickserwägung, daß auch eine Neueinschätzung dem Mie¬
ter nicht zum Nachteil gereichen dürfe , ist aber steuerpolitisch
äußerst bedenklich .

So ist eine Einigung auf Grund des Vorschlags de» Vor¬
sitzenden nach längerer Erörterung , an welcher sich «auch die
Herren Schneider, Kühn, Dr . Dommer , Bittet , Braun , Schwarz
beteiligten , gescheitert . Von unparteiischer Seite wurde wieder-
kolt bi »gewiesen auf die Unmöglichkeit der Berücksichtigung
der in einer Rente nicht in die Erscheinung tretenden imagi¬
nären Goldwerte , die Notwendigkeit der Verteilung der sämt¬
lichen Lasten auf die Nutzungsberechtigten d . h. die Mieter , de¬
nen nur die Selbstkosten der Wohnung berechnet würden , die
Anpassung der Landwirtschaft und Industrie an die gesteiger¬
ten Preise , während allein die Hausmieten im wesentlichen auf
der Höhe der Friedensbeträge festzuhalten bisher gelungen sei .
Di« Forge ist , daß der bisher zirka ein Fünftel (z. B . 800 : 4000
Mark ) betragende Wohnungsaufwand bei der Weigerung der
Mieten auf etwa das Doppelte (durch die gesteigerten Lasten
allein ) , der Einkommen auf das wenigstens 6sache, auf einen
Bruchteil von höchstens ein Fünfzehntel (1600 : 24 000 M .) des
Gesamtaufwands gesunken ist . Bürgermeister Schneider ver¬
glich den künstlichen Bau des Mieterschutzes und der Mietzins -
regerung mit einer auf der Spitze stehenden Pyramide , deren
geringe Erschütterung den Zusstmmenbruch des ganzen Baus
und damit aber auch der städtischen Finanzwirtschaft nach sich
zu ziehen drohe. Von unparteiischer Seite wurde Mehrfach
hervorgehobcn, daß die bisherige Berechnungsweise der Ab¬
wälzung von vier Fünftel aller tatsächlichen Lasten sich bewährt
habe und auch die Mehrzahl der Mietvertreter konnte sich der
Notwendigkeit der Beibehaltung dieser mittleren Linie nicht

' verschließen.

* Eine « neuen Trick ist die h»es. Polizei bei den wilde« AufkL «.
käufer « au » de« benachbarte» Grenzt ««- auf die Spur gekom¬
men . Gestern wurden hier zwei Ausländer festgenommen, in de¬
ren Besitz sich Rocketiketteufmnz. Firmen befanden . Bei Käufe»
deutscher Mäntel und Anzüge werden dann, um die Polizei
und Zollbehörden zu täuschen, die deutschen Etiketten entfernt
und durch französische ersetzt .

* Bo « dr» Franzose « entführt . Wie der »Bad . Beobachter*
berichtet, wurde am Montag früh ein junger Mnin auf dem
Wege ins Büro auf dem Friedrichsplatz von einem Mann an¬
gehalten , der vorgab, soeben bei seinem Chef gewesen zu sein;
dieser beauftrage den jungen Mann , ihn in einer geschäftliche »
Angelegenheit an den Rheinhafen zu begleiten. Das Aut»
stehe schon bereit . Nichts ahnend stieg der junge Mann ein . Auf
dem Wege wurde er narkotisiert . Als er erwachte, bemerkte er
mit Schrecken , daß bas Auto mit Franzosen besetzt war . Schließ¬
lich landete er in einem Konzentrationslager für Fremden¬
legionäre in Neustadt a . d. H. Nach Überwindung große«
Schwierigkeiten gelang es ihm zu entfliehen . Er traf vorgestern
Abend wieder bei seinen Eltern ein . Wir geben diese Mittei¬
lungen nur mit allem Vorbehalt wieder, da sich bekanntlich
schon eine ganze Anzahl solcher Entführungsgeschichten hinter¬
her als der tatsächlichsten Grundlage entbehrend erwiesen ha¬
ben. Die Untersuchung durch die Polizei wird ja wohl Licht in
die Sache bringen .

Wadiscke Gemeindeschau.
DL Waldkirch , 17. Nov . Ohne Debatte wurde ein außer¬

ordentlicher Holzhieb durch den Bürgerausschutz genehmigt . Die
noch bei der Sparkasse rückständigen 100000 M ., die an den
Anlehen zur Beschaffung von Lebensmitteln infolge des Preis¬
sturzes nicht abbezahlt werden konnten, sollen durch den Erlös
dieses außerordentlichen Holzhiebes von etwa 800 Festmeter ,
im Falle der Nichtgenehmigung durch die Staatsbehörde aber
als 14prozentiges Ansehen bei der Sparkasse in fünf Jahren ,
beginnend im Jahre 1922, getilgt werden.

VS , Kehl, 17. Nov . In der letzten Bürgerausschußsitzun«
wurde der Voüanschag mit 41 gegen 4 Stimmen angenommen .
Außerdem wurde der Verkauf von Bauplätzen gutgeheißen und
zwar an die Firma Stromeyer zum Preis von 23 M . für den
Quadratmeter , au einen Kaufmann pus Stratzburg zum Preis
von 48 M . pro Quadratmeter , an einen Kaufmann , früher
ebenfalls in Straßburg , zuin Preis von 80 M . und an einen
Maler Bogt, ebenfalls zum Preis von 30 M.

Literaritcbe Neuertckeinungen .
Anna Bahr -Mildenburg : Erinnerungen . „Wila ", Wiener

Literarische Anstalt, Wien . Es sind Mitteilungen aus einem
reichert Leben. Sie stammen von einer weltbekannten Frau »
die sich früh gewöhnte, in die Tiefen des eigenen Seins zu
horchen und die sich dadurch befähigte, auf den Grund frem¬
der Seelen hinabzutauchen .

falls ist die Erklärung über die Verbindung ungültig .
Wird von den Arbeitgebern oder von den versicherten

Angestellten bis zum 5 . Januar 1922 nur eine Vor¬
schlagsliste eingereicht, so findet für die betreffende
Gruppe keine Wahl statt . Die in der Vorschlagsliste
gültig verzeichneten Personen gelten dann in der für
den Wahlbezirk erforderlichen Zahl in der Reihenfolge
des Vorschlags als von dieser Gruppe gewählt.

Die Wähler haben sich über ihre Wahlberechtigung
auszuweisen . Für die versicherten Angestellten dient
die Bcrsicherungskarte als Ausweis , falls in derselben
wenigstens ein Beitrag innerhalb der letzten 12 Monate
vor der Wahl nachgewiesen ist , für die Arbeitgeber
genügt eine vom Bürgermeisteramt des Betriebssitzes
ansgestellte Bescheinigung. Die Arbeitgeber werden
aufgefordert , sich die Bescheinigung ausstellen zu lassen
lReichsgesetzblatt 1912 Seite 431 ).

Auf Antrag stellt die Reichsversicherungsanstalt für
Angestellte in Berlin den Arbeitgebern eine Bescheini¬
gung über die Zahl der versicherten Angestellten aus .
Diese Bescheinigung dient als Ilnterlage für den vom
Bürgermeisteramt gemäß § 149 Abs . 1 des Versiche-
rungsgesehes für Angestellte auszustellenden Wahl¬
ausweis für die Arbeitgeber.

Das Wahlrecht wird in Person und durch Abgabe
eines Stimmzettels ausgeübt Die Stimmzettel dürfen
nicht unterschrieben sein und keinen Protest oder Vor¬

behalt enthalten . Sie sind außerhalb des Wahlraums
handschriftlich oder im Wege der Vervielfältigung her¬
zustellen.

Den Arbeitgebern ist es gestattet , anstelle der per¬
sönlichen Stimmabgabe ihren Stimmzettel dem Wahl¬
leiter unter Beifügung des Ausweises über ihre Wahl¬
berechtigung brieflich einzusenden. Die erforderlichen
Umschläge erhalten die Arbeitgeber auf Verlangen auf
dem Bezirksamt , Zimmer Nr . 28, ausgehändigt . Der
Brief mutz spätestens am 28. Januar n . I . bei dem
Bezirksamt eingegangen sein . Nachträglich eingehende
Stimmzettel sind ungültig .

Jeder Wahlberechtigte hat eine Stimme Arbeit¬
geber, die mehr als fünfzig , -aber nicht mehr als hun¬
dert versicherte Angestellte beschäftigen, haben zwei
Stimmen . Für je weitere angefangene hundert ver¬
sicherte Angestellte erhöht sich die Zahl um eine Stimme .
Kein Arbeitgeber hat mehr als zwanzig Stimme » .

Hat ein Arbeitgeber mehrere Stimmen , so hat er
jeden Stimmzettel in einem besonderen Umschlag zu
verschließen . Enthält ein Umschlag mehrere Stimm¬
zettel, so gelten sie als ein Stimmzettel , wenn sie
gleichlautend sind ; andernfalls sind sie ungültig .

Der Wahlberechtigte darf sein Wahlrecht nur in
dem Stimmbezirk , in dem er wohnt , ausüben .

Es kann nur für unveränderte Vorschlagslisten ge¬
stimmt werden ; auch die Reihenfolge der Vorgeschla¬
genen in der Vorschlagsliste darf nicht geändert tverden.

Karlsruhe , den 18 . November 1921 . Z .767
Badisches Bezirksamt .
Der Oberamtmau » . O .Z -170

Manl - und Klauenseuche in Beterttzeim bei«.
Nachdem im Farrenstall , sowie im Stall des Hein¬

rich Braun in Beiertheim die Maul - und Klauenseuche
erloschen ist, werden die unterm 4. Oktober 1921 an¬
geordneten Schutzmaßnahmen mit sofortiger Wirkung
ausgehoben. Z -769

Karlsruhe , den 17 ' November 1921 .
Bad . Bezirksamt . — Polizeidirettion . O --Z . 174

Beka««1mack>nna.
Das Befahre« - es Schl - tzplatzes betr .

Mit Zustimmung des Stadtrats und nach Vollzieh-
barkeitserklärnng durch Erlaß des Herrn Landeskom¬
missars vom 4 . November 192l wird auf Grund der
§8 21 des Gesetzes über den Verkehr mit Kraftfahr¬
zeugen vom 3 . Mai 1909 , 23 der Verordnung vom 3 .
Februar 1910 gleichen Betreffs , § 3 der Verordnung
des Ministeriums des Innern vom 22 . März 1910

gleichen Betreffs sowie des 8 366 Ziffer 10 R .-2tr .-
Ges .-B . folgende

Ortspolizeiliche Vorschrift
erlassen : Z .768

Das Befahren des inneren Schloßplatzbezirkszwischen
den Wachthäusern und den beiden Zugängen von der
Schlotzkirche und ehemaligen Hofküche her ist für Kraft¬
fahrzeuge aller Art sowie für Droschken verboten:
Probefahrten dürfen mit Kraftfahrzeugen aller Art
auf den den vorderen Schlossplatz begrenzenden Teilen
der Schlossplatz - , Waldhorn - und Waldstratze nicht vor¬
genommen werden.

Die Vorschrift tritt mit sofortiger Wirkung in Krsftz
Karlsruhe , den 14 . November 1921 .

Bad. Bezirksamt. — Pvlizeidirektio « c. O .Z.I72

kaciiLckeL l.andeLlkealer'.
Larustax , 19 . Kov . 7— geZen 10 Obr . LIK.17 —

Dien eiostuckiert:
Des Kaufmann von Venedig.

Ion 3o . 20. vor Prophet.
6. (30.00.) — kcko. 21 . Ul. 8i«ko»ie-Ko«rer1. Oeituux :
priG Oortoleris . Lolisüu : Lclltb Ixnancl , Berlin . 7 -
(9.0O-) bliksliecler ckes 8 .V .8 . erkalten xe^on Vor -
rieiaen cler blikgtisäÜLrte ermäöixtsn Liatirtt bis «u
2 Karten ün parterre a 8 kl . — Die 22.* stlartda .
7 . <25.00.) Tb .-Osrn . 8 .V .8 . alle Kr . über 3280. —
kli . 23. Volksdükns , 4. Der Troubadour . 7 - <25 00 )
— Do . 24 * ver Kaukmauo voa Veoedix. 7 . (17 00.)
Tk .-6em . 8 -V .8 . Kr . 2101 —2400- — ür . 25 . Scbüler -
iniete -Vorstellung . 8 . 7 . Xlessanclro 8tradella . 7 . <25 00 )
— Sa . 26-* ver vrkaust . 7 ' ,, . (17 -00.) Tb .-Oern - 8 -V -8 .
Kr - 2801—3250- — 8o - 27. i-okeazria . 5 . (35 00 ) —
Oie 29.* Die weilie Dame. 7 . (25 00 ) Tk -6ein . 8 -V - 8 .
Kr . 1051 - 1450.

Im» Oie . 22. VoIIcskükne 0 4 -,
Pr - 25. Voiksbükns S 5-, Oie 29 - Votksdükne O- 6 .
jeweils ver rsrbrocbsas Krux, ver eioxedlldete
liraalle . 7. 8o - 27 * KSrssokleder . 7 . <14 30 )

Auslosung <1er Karten kür clie Teilneluner cler Tk -
Oem - jeweils arn Vortag uncl Tag cler Vulkübrung
in cler OescdLktsstelle <10—' /„I , 4—6 Ilkr ) . Vorreebt
kür Orntauscb cler Vorsugsbsrten uncl Vorlcauksreebt
cler Inbaber von Vorzugs Karten am 8ainstag cien lg .,
nacbm . ' /,4 — 5 Obr , allgemeiner Verlwuk uuä weiterer
Orntauseb voa blontag cien 21 . au .

lluoNbamHuog unii SÄimonIobcOi J84L
«MM . ilslzmlf . M

Vianddiidsrsokmuok
küösi 'ainpLkmungen

ZHW der WHMWMiWU .
Das dritte Viertel der vorläufig zu entrichtenden

Einkommensteuer für das Rechnungsjahr 1921 muß
spätestens am ! 5 . laufenden Monats bezahlt sein - An
die Zahlung wird erinnert - Wer erst nach dem 22 . d .
M . bezahlt, wird ohne vorherige Mahnung zwangs¬
weise betrieben und muß eine Pfäudungsanorbnungs -
gebühr entrichten. Wird erst nach dem 15 d . Mts . be¬
zahlt , so müssen Zinsen zu 5 v . H . vom 16. d . Mts . an
entrichtet werden- Man zahle bargeldlos .

Karlsruhe , den 16 . November 1921 . Z -786
Finanzamt .

und Geschäfte » teils be¬
ziehbar, stets Zn verkaufen .
Lä .Sutsnn », HerrenstrllÄ

Z .771 .2 .1 Karlsruhe. Die
Schlosser Kar ! Röcke! Ehefrau
Mum Pauliue geb . Hecht in
Karlsruhe , Nuitsstr . 1a ,

Prozeßbevollmächtigter :
Rrchtsanwa .t i )r - Bielefeld

in Karlsruhe , klagt gegen
ihren genannten Ehemann ,
früher zu Karlsruhe , Lamm -
str- ;7b , jetzt unbekannten
Aufenthalts , auf Eheschei¬
dung und ladet den Be¬
klagten zur mündlichen Ver-
Handlung des Rechtsstreits
vor die 1 . Zivilkammer des
Landgerichts zu Karlsruhe
auf Dienstag, den 28 . Februar
1S22, vormittags S Uhr, mit
der Aufforderung, sich durch
einen bei diesem Gerichte
zugelassenen Rechtsanwalt
als Prozeßbevollmächtigten
vertreten zu lassen .

Karlsruhe , 16 . Nov- 1921 .
Der Gerichtsschreiber des

Laudgerichis .

AalKWWM .
Wir suchen für unsere

Verwaltungskanzlei einen
Gehilfe« nut flotter Hand -
schrift und Kenntnissen im
Maschinenschreiben zum
alSval - igenEintritt -K .775
Wertheim a .M .,10 .Novl921

Gemeinderat.

MsenisWIz-
Maiis.

Das bad . ForstamtGraste «
in Bruchsal verkauft frei¬
händig in einem Lose unter
den üblichen Bedingungen ,
die in seinem Geschäfts¬
zimmer eingesehen werden
können ans Domäuenwald
Distrikt II - Kammerforst
etwa 300 Ster Kiefernfatz-
holz von 14 « n Zopf auf¬
wärts «Uf demStock-Schrift .
liche Angebote sind bis läng ,
stens 28 - November 1Ä2l ,
vorm . 10 Uhr, hier einzu-
rcichen - Z -770

Oversorstwart Heil in
Neudorf bei Graben zeigt
die Hiebstellen-

Einbau von2 Wog»-»»»^ n
imDachstock der bahneigenen
Speise - und Badeanstalt
dahier . Maurer - . Zimmer -,
Dachdecker-, Blechner», Ver¬
putz-, Glaser -, Schreiner -,
Schlosser - , und Anstreicher -
aroeiten nach den Bestim¬
mungen des VerdingungS»
Wesens öffentlich zu ver¬
geben- Pläne und Beding»
nisheft auf unserer Hoch¬
baubahnmeisterei zur Ein¬
sicht. dort auch Abgabe der
Angebotsvordrucke. Ange¬
bote mit Aufschrift, ver-
schlossen, postfr.,bis Mitwoch ,
dcu 39 d Mts , vsrm. 10 Uhr ,
bei uns einreichen. Zu¬
schlagsfrist3 Wochen - Z785

Offenburg 14 - Nov- 1921-
Bahnbauwspektivn .

i
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